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 Gemeinde  Gebo l t sk i r chen  
4682 Geboltskirchen, Feld 10 Pol. Bezirk Grieskirchen  
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UID-Nr . :  ATU 54255005 Behördenkennzahl :  0301296  

 
Bearbeiter: Bischof Herbert 

Aktenzahl:004-1 
Sitzungsnummer: GR/002/2023 

Geboltskirchen, 29.06.2023 
 

 

Verhandlungsschrift 
 

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde Geboltskirchen. 

 Sitzungstermin: Donnerstag, den 25.05.2023 

 Sitzungsbeginn: 19:30 Uhr 

 Sitzungsende: 21:25 Uhr 

 Ort: Sitzungssaal 

 

Anwesend sind: 
 

Bürgermeister 

Kirchsteiger Friedrich SPÖ  
 

Vizebürgermeister 

Waldenberger Rudolf ÖVP  
 

Mitglieder 

Rabengruber Ludwig ÖVP  
Höftberger Julia ÖVP  
Haginger Rudolf ÖVP  
Bauer Christian ÖVP  
Humer Günter, Dipl.-Ing. ÖVP  
Gadringer Robert ÖVP  

 

Ersatzmitglieder 

Steininger Josef ÖVP  
 

Mitglieder 

Gebetsroither Gerhard SPÖ  
Groiß Silvester SPÖ  
Pillweiß Martin SPÖ  
Rebhan Walter SPÖ  
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Frauscher Harald FPÖ  
Emmer Robert FPÖ  
Frauscher Armin FPÖ  
Klinglhuber Jürgen GRÜNE  
Angleitner Wolfgang, DI (FH) GRÜNE  
Lässer Alejandro GRÜNE  

 

Schriftführer (§ 54 Abs. 2 Oö. GemO 1990) 

AL Herbert Bischof   
 

Entschuldigt fehlen: 
 

Mitglieder 

Seiringer Peter ÖVP  
 

Ersatzmitglieder 

Pichler Wolfgang ÖVP  
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Der Vorsitzende eröffnet um 19:30 Uhr die Sitzung und stellt fest,  
dass  
 
a) die Sitzung vom – Bürgermeister – einberufen wurde; 
 
b) der Termin der heutigen Sitzung im Sitzungsplan (§ 45 Abs. 1 OÖ. GemO 1990) 

enthalten ist und die Verständigung hiezu an alle Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder 
zeitgerecht schriftlich am 18.05.2023 unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt 
ist; 

 
 die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am gleichen Tage 

öffentlich kundgemacht wurde; 
 
c) die Beschlussfähigkeit gegeben ist; 
 
d) dass die Verhandlungsabschrift über die letzte Sitzung vom 23.03.2023 bis zur 

heutigen Sitzung während der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht 
aufgelegen ist, während der Sitzung zur Einsicht noch aufliegt und gegen diese 
Verhandlungsschrift von jenen Gemeinderats- und Ersatzmitgliedern, welche an der 
betreffenden Sitzung teilgenommen haben bis zum Sitzungsschluss Einwendungen 
eingebracht werden können. 

 
gegeben ist; 
 
 

Tagesordnung: 
 
 

1 Kommunalinvestitionsgesetz 2023  
- Informationen zu den Richtlinien und Höhe der Zweckzuschüsse 
- Beratung über die Verwendung für anstehende Projekte 

2 Antrag der GRÜNEN-Fraktion auf Aufnahme des Tagesordnungspunktes 
"Beratung über den Ankauf eines E-Autos für Essen auf Rädern" 

3 Allfälliges - Anfragen - Anregungen 
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Protokoll: 
 
 
1. Kommunalinvestitionsgesetz 2023  

- Informationen zu den Richtlinien und Höhe der Zweckzuschüsse 
- Beratung über die Verwendung für anstehende Projekte 

 
Sachverhalt: 
 
Kommunalinvestitionsgesetz 2023 / Bundesministerium für Finanzen: 
 
Nach der COVID-19-Pandemie stellen nun die Auswirkungen der Teuerung und der Energiekrise 
die Gemeinden wieder vor große Herausforderungen. Mit dem Kommunalinvestitionsgesetz 2023 
(KIG 2023) sollen mit insgesamt 1.000 Mio. Euro die Folgen zumindest abgefedert werden, um den 
Gemeinden weiterhin Spielraum für notwendige Investitionen in die Infrastruktur und in den 
Klimaschutz zu ermöglichen. 
 
Anders als beim Kommunalinvestitionsgesetz 2020 (KIG 2020) steht die Zweckzuschusssumme in 
Höhe von 1.000 Mio. Euro nicht gesamthaft den Gemeinden für den breiten inhaltlich definierten 
Anwendungsbereich wie beim KIG 2020 zur Verfügung, sondern beinhaltet das 
Kommunalinvestitionsgesetz 2023 zwei separate Zweckzuschüsse zu je 500 Mio. Euro für 
unterschiedliche Verwendungskategorien. 
 
Die beiden Kategorien lauten: 
 

• Zweckzuschüsse gemäß § 2 sind neu im KIG 2023 und haben einen „grünen“ Schwerpunkt 
(Energiesparmaßnahmen) 
 

Folgende Verwendungszwecke sind vorgesehen: 
▪ Effizienter Einsatz von Energie 
▪ Einsatz und Umstieg auf erneuerbare Energieträger oder biogene Rohstoffe 
▪ Ausbau und Dekarbonisierung von Fernwärme – und Fernkältesystemen 
▪ Weitere Energiesparmaßnahmen 
 

• Zweckzuschüsse gemäß § 5 weisen die gleichen Investitionskategorien wie das KIG 2020 auf 
(Investitionsprojekte) 

 

Oö. Gemeindepaket 2023: 
 
Mit Beschluss der Oö. Landesregierung vom 08.05.2023 gewährt das Land den Oö. Gemeinden 
zur Unterstützung bei der Setzung von Maßnahmen und für investive Einzelvorhaben (Projekte) im 
Rahmen der Richtlinien zum Oö. Gemeindepaket 2023 einen Zweckzuschuss (Sonderzuschuss) 
aus Landesmitteln zu den Bundesmitteln gemäß § 5 Kommunalinvestitionsgesetz 2023 (KIG 2023) 
in der Höhe von bis zu 16 Mio. Euro und einen Pauschalzuschuss aus Bedarfszuweisungsmitteln 
zu den Bundesmitteln gemäß § 2 Kommunalinvestitionsgesetz 2023 (KIG 2023) ebenfalls in der 
Höhe von bis zu 16 Mio. Euro. 
 
Finanzielle Kontingente im Rahmen vom KIG 2023 und dem Oö. Gemeindepaket 2023 für die 
Gemeinde Geboltskirchen: 
 
     gesamt in € 

Zuschuss für Energiesparmaßnahmen (§ 2 KIG 2023):  74.924,00  

Pauschalzuschuss (Oö. Gemeindepaket 2023): 14.754,00  

      

file:///C:/Users/g40807u01/AppData/Local/Microsoft/Windows/INetCache/Content.Outlook/KLESP4GV/Formular_IKD_Oö_Gemeindepaket__2023_Verwendungsnachweis_(Original).xlsx%23§_2!B5
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Zuschuss für Investitionsprojekte (§ 5 KIG 2023):  74.924,00  

Sonderzuschuss (Oö. Gemeindepaket 2023): 14.754,00  

 
 
Abwicklungsmodalitäten: 

• Anträge können bis zum 31. Dezember 2024 gestellt werden. 

• Geförderte Projekte erfordern bis 31. Dezember 2025 den Projektbeginn und bis                            
31. Dezember 2026 die Durchführung samt Übermittlung der Endabrechnung an die 
Buchhaltungsagentur des Bundes. 

• Bei den Pauschal- und Sonderzuschüssen im Rahmen des Oö. Gemeindepaktes 2023 ist ein 
Verwendungsnachweis bi 31.12.2026 vorzulegen. 
 

 
INFO zu beantragten Förderungen nach dem KIG 2023: 
 
Im Rahmen der Bauausschuss-Sitzung am 13.03.2023 wurden folgende Beratungen und 
Beschlüsse gefasst: 
 
Straßensanierungskonzept 2022 – 2023: 
Für Straßensanierungsarbeiten besteht im KIG 2023 die Möglichkeit für derartige investive 
Vorhaben Fördermittel zu beantragen. Darum wurde vereinbart für dieses Projekt einen 
Förderantrag für Zweckzuschüsse zu stellen, da dadurch die freien Eigenmittel bzw. BZ-Mittel für 
den Straßenbau für weitere Projekte zur Verfügung stehen. 
 
geschätzte Kosten: € 132.500,-- 

Zuschuss für 
Investitionsprojekte (§ 5 KIG 
2023) 

gesamt verbraucht bzw. 
beantragt 

verfügbar 

 € 74.924,00 € 66.250,00 € 8.674,00 

 
 
Energiekosten – Konzept Leuchtmitteltausch: 
Hinsichtlich der Ausschöpfung von Energieeinsparungspotentialen wurde ein Konzept für einen 
Lampen- bzw. Leuchtmitteltausch in der Volksschule, dem Gemeindeamt und Bauhof erstellt. Der 
Ausschuss hat sich einstimmig für die Umsetzung dieses Projektes ausgesprochen bzw. wurde 
vereinbart, dass vorab noch ein KIG-Antrag gestellt werden soll um alle Fördermöglichkeiten zu 
lukrieren. 
 
geschätzte Kosten: € 27.719,95 

Zuschuss für Energiesparmaß-
nahmen (§ 2 KIG 2023) 

gesamt verbraucht bzw. 
beantragt 

verfügbar 

 € 74.924,00 € 13.859,98 € 61.064,02 

 
 
Errichtung Geh- und Radweg „Baulos Piesing – Erlet“ 
Vom Amt der Oö. Landesregierung wurde die Bestätigung zur Planungskostenbeteiligung zur 
Errichtung des Geh- und Radweges Piesing-Erlet vorgelegt und vom Bauausschuss die Zustimmung 
erteilt. Der Planentwurf sollte bis Sommer des heurigen Jahres fertiggestellt sein, um in der Folge 
dies mit den Grundanrainer abzustimmen. Frühestens im Herbst 2023 könnte dann die 
Grundeinlöseverhandlung stattfinden. 
Die Grobkostenschätzung (Stand 03/2022) der Landesstraßenverwaltung beläuft sich auf € 
337.500,--. Die Kosten sind je zur Hälfte vom Land OÖ und der Gemeinde aufzubringen. Somit 
beträgt der Gemeindeanteil € 168.750,--. Für Verkehrssicherheitsmaßnahmen wie die Errichtung 
eines Geh- und Radweges kann mit einer maximalen Förderung von 42 % (= € 70.875,--) kalkuliert 
werden. Der Restbetrag im Ausmaß von ~ € 100.000,-- hat die Gemeinde über Eigenmittel 

file:///C:/Users/g40807u01/AppData/Local/Microsoft/Windows/INetCache/Content.Outlook/KLESP4GV/Formular_IKD_Oö_Gemeindepaket__2023_Verwendungsnachweis_(Original).xlsx%23§_5!B5
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aufzubringen. In den Durchführungsbestimmungen zum KIG 2023 ist unter den Zweckzuschüssen 
gemäß § 2 / weitere Energiesparmaßnahmen / aktive Mobilitätsmaßnahme als zuschussfähige 
Investition die Errichtung von Radverkehrs- und Fußwegen vorgesehen. Zur teilweisen 
Ausfinanzierung dieses Projektes kann ein Zweckzuschuss gemäß § 2 KIG 2023 herangezogen 
werden. 
 
 

Beratungsverlauf: 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger bringt dem Gremium den Amtsvortrag bzw. den Sachverhalt zum 
Kommunalinvestitionsgesetz 2023 zur Kenntnis und ergänzt, dass es dazu auch eine Anfrage der 
GRÜNEN gibt, die in diesen Tagesordnungspunkt integriert wurde. 
 
GR Jürgen Klinglhuber merkt an, dass die beiden ersten angeführten Investitionen des 
Straßensanierungskonzeptes und des Leuchtmitteltausches bereits verplant sind und auch schon in 
den Ausschüssen und dem Gemeinderat diskutiert wurden. Daraus kann schlussgefolgert werden, 
dass € 8.600,-- und € 61.000,-- und die Pauschalzuschüsse von je ~ € 14.000,-- aus dem 
Gemeindepaket noch verfügbar sind. 
Bgm. Fritz Kirchsteiger verweist auf seine vorherigen Ausführungen, wo für die Finanzierung des 
Eigenmittelanteils zur Errichtung des Geh- und Radweges diese verbleibenden restlichen Mittel 
verwendet werden können. 
GR Jürgen Klinglhuber führt weiters aus, dass diese Verwirrung – die beim nächsten 
Tagesordnungspunkt noch behandelt werden soll – dadurch entstanden ist, da bei den Beratungen 
zum Ankauf eines Autos für „Essen auf Räder“ die Aussage im Raum stand, dass außer den                  
€ 15.000,-- Eigenmittel ansonsten keine Fördermittel mehr zur Verfügung stehen. Die Situation stellt 
sich nun so dar, dass ~ € 70.000,-- verplant sind und ~ € 75.000,-- und die Mittel aus dem 
Sonderzuschuss mit ~ € 20.000,-- noch verfügbar sind. Jetzt geht es darum für welche Investitionen 
und Aktivitäten werden diese Mittel verwendet. Eine Idee ist, einen Teil dieses Geldes für die 
Errichtung eines Geh- und Radweges zu verwenden. 
 
GR DI (FH) Wolfgang Angleitner führt zum Straßensanierungskonzept an, dass für die Finanzierung 
dieses Vorhabens ursprünglich BZ-Mittel für den Straßenbau und freie Eigenmittel vorgesehen 
waren und nun die Eigenmittelaufbringung über KIG-Mittel gemacht wird. 
AL Herbert Bischof erklärt dazu, dass zum Zeitpunkt der Beratungen im Bauausschuss noch nicht 
klar war, ob KIG-Mittel dafür verwendet werden können und falls ja soll diese Möglichkeit genutzt 
werden, da so Eigenmittel für weitere notwendige Straßensanierungen angespart werden können. 
Weiters führt der Mandatar aus: im § 2 + 5 KIG gibt es verschiedene Aufteilungen und auch im § 5 
sind Fördermöglichkeiten für Radwege vorgesehen. Man müsste hier nicht nur den sogenannten 
„Grünen-Topf“ beanspruchen. Zusätzlich gibt es für die Errichtung von Radwegen noch 
Fördermöglichkeiten über Klimaaktiv, wo unter Erfüllung bestimmter Voraussetzungen auch noch 
eine Förderquote von bis zu 50 % in Aussicht gestellt wird. Haben all diese Überlegungen schon 
Berücksichtigung im Projekt gefunden? 
AL Herbert Bischof erläutert, dass im Amtsvortrag bei diesem Vorhaben bewusst noch keine 
konkreten Zahlen über verbrauchte bzw. beantragte KIG-Mittel angeführt sind, sondern einfach 
dargestellt ist, dass im Bauausschuss festgelegt wurde die Errichtung des Geh- und Radweges als 
nächst größeres Investitionsvorhaben umzusetzen und auf Basis der Kostenschätzung März 2022 
das Finanzierungsvolumen aufgezeigt wird. Nach der Detailplanung werden aktualisierte Kosten 
vorliegen und auf deren Grundlage kann dann eine Fördermöglichkeit über Klimaaktiv abgeklärt 
werden. 
 
GR Harald Frauscher führt aus: bei der letzten Gemeinderatssitzung waren wir über den Antrag der 
SPÖ einig, dass die Anschaffung eines Autos für die Zustellung von Essen auf Rädern eine gute 
Sache ist. Die Tendenz in dieser Diskussion ist Richtung Fahrzeug mit Verbrennermotor gelaufen, 
da wir es ermöglichen wollen, dass das Auto zu Hause abgestellt werden kann. In der 
Ausschusssitzung ist die Abstimmung 4:1 für den Verbrenner ausgegangen, d.h. es hat eine klare 
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demokratische Entscheidung gegeben und zu der sollte man auch stehen, denn ansonsten führt 
man die Arbeit in den Ausschüssen ins sinnlose. 
 
GR Alex Lässer erklärt, dass in der Familienausschuss-Sitzung das Abstimmungsergebnis durch 
eine Falschaussage des Bürgermeisters beeinflusst wurde und dies darf man kritisieren und 
diesbezüglich hat man auch bei einem Juristen nachgefragt, ob man das dulden muss. Denn die 
Beträge sind eben nicht verplant, wie man dem Amtsvortrag entnehmen kann. 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger weist die Anschuldigung der Falschaussage zurück, denn er hat 
ausgeführt, dass man für die KIG-Mittel eine andere Verwendung hat. Es gab im Ausschuss eine 
ausführliche Beratung und ein mehrheitliches Abstimmungsergebnis über das man sich nun 
hinwegsetzen möchte. Er appelliert sich wieder auf ein gemeinschaftlich angemessenes Maß zu 
begeben. 
 
GR Gerhard Gebetsroither zeigt sich überrascht wie manche Menschen mit anderen Meinungen 
umgehen, denn er sei nun schon sehr lange im Gemeinderat und wisse nicht, dass jemals eine 
Ausschussentscheidung über einen Antrag wieder aufgehoben worden sei, weil manchen das 
Ergebnis nicht passt. Man kann über alles diskutieren, aber auf diese Art und Weise wie dies jetzt 
passiert lehnt er ab, denn dann kann man sich künftig die Ausschussarbeit ersparen. 
 
Vbgm. Rudolf Waldenberger erklärt, dass sicherlich niemand jemand irgendetwas absichtlich 
gemacht hat. Man ist in die Diskussion hineingegangen und die Art des Antriebes ob Strom, Benzin 
oder Diesel ist in gewisser Weise eben eine Philosophiefrage. In der Familienausschuss-Sitzung 
wurde gesagt, dass ein Betrag in der Höhe von € 15.000,-- zu Verfügung steht und somit ist auch 
keine weitere Diskussion über die Anschaffung eines neuen Fahrzeuges geführt worden. Es stellen 
sich nun die Tatsachen über freie Mittel anders dar als noch in der Ausschusssitzung und deshalb 
wird die Diskussion nun auch noch einmal neu geführt.  
 
GR DI (FH) Wolfgang Angleitner verwehrt sich gegen die Aussage, dass nun Anträge eingebracht 
werden bis das Abstimmungsergebnis passt. In der Ausschusssitzung war eben die Faktenlage eine 
andere als die nun vorliegende. In seiner vorgelegten Wirtschaftlichkeitsberechnung sind alle 
maßgeblichen Faktoren auch für den laufenden Betrieb dargestellt und diesen kann entnommen 
werden, dass ein E-Auto wesentlich günstiger ist. Diese Diskussion wurde aber im Ausschuss nicht 
mehr geführt und dies soll deshalb nun noch einmal geschehen. 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger ergänzt: die gesamte Diskussion kann ganz einfach zusammengefasst 
werden, dass die Entscheidung zu treffen ist ob wir ein Auto um € 34.000,-- oder um € 15.000,-- 
kaufen wollen und bei einem E-Auto eben auch KIG-Mittel für diese Investition verbraucht werden, 
die ansonsten für andere Anschaffungen zur Verfügung stehen würden. 
 
GR Harald Frauscher wirft in die Diskussion ein, dass die ehrenamtlichen Essenzusteller großteils 
ältere Personen sind. Die Grundüberlegung war, dass das Auto die ganze Woche über zu Hause 
abgestellt werden kann und die wenigsten über eine eigen Ladestation verfügen bzw. zum Auftanken 
erst wieder zusätzlich Wege notwendig sind. Desweiteren ist zu berücksichtigen, ob die jetzigen 
Zusteller mit einem Automatikgetriebe zu recht kommen oder dies wollen. Darum sollten die Zusteller 
vorrangig in die Entscheidungsfindung miteingebunden werden. 
 
Vbgm. Rudolf Waldenberger merkt an, dass sich Automatikfahrzeuge immer mehr durchsetzen und 
von der Bedienung sehr komfortabel sind. Die Investition in ein E-Fahrzeug stellt sich für ihn als die 
zeitgemäßeste dar und viele andere umliegende Gemeinden gehen auch in diese Richtung. 
 
GR Ludwig Rabengruber erklärt, dass er für ein elektrisch betriebenes Fahrzeug ist. Grundsätzlich 
sollten die Festlegungen in den Ausschüssen nicht wieder hinterfragt werden, aber es gibt 
Situationen in denen man noch einmal eine Entscheidung überdenkt, um die Fakten neu aufzurollen 
und zu diskutieren. Die Finanzierung wäre auch denkbar, denn die freien KIP-Förderungen und die 
Eigenmittel würden in ausreichender Höhe zur Verfügung stehen. 
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GR Alex Lässer erörtert: das Zustellauto hat eine Reichweite von 280 Km und ist in 22 Std. 
vollgeladen. D.h. bei einem wöchentlichen Wechsel ist ein Nachladen zu Hause nicht notwendig und 
beim Wechsel besteht dann bei der gemeindeeigenen Ladestation genügend Zeit zum Auftanken. 
 
Vbgm. Rudolf Waldenberger berichtet von einem Gespräch mit dem Amtsleiter der Gemeinde 
Hofkirchen/Tr. der ihm gesagt hat, dass in Hofkirchen die Zustellung mit einem E-Auto schon über 
längere Zeit sehr gut funktioniert. Bei der Ausstattung des Fahrzeuges sollte jedenfalls eine 
Rückfahrkamera mitberücksichtigt werden. Weiters würde er das Bauhofdach mit einer 40 – 45 Kwp-
Photovoltaikanlage auf Contractingbasis ausstatten. 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger ergänzt zur Photovoltaikanlage, dass die Anschaffung durch die 
Gemeinde sofort einen Kostensenkungseffekt bringt und nicht erst nach 13 Jahren wie dies bei 
einem Contractingmodell wäre. 
 
Auf Antrag von GR Gerhard Gebetsroither wird die Sitzung 10 Minuten unterbrochen. 
 

Antrag: 
 
--- 
 

Beschluss: 
 
--- 
 
 

2. Antrag der GRÜNEN-Fraktion auf Aufnahme des Tagesordnungspunktes 
"Beratung über den Ankauf eines E-Autos für Essen auf Rädern" 

 
Sachverhalt: 
 
Die GRÜNE-Gemeinderatsfraktion Geboltskirchen hat gemäß § 46 der Oö. Gemeindeordnung 1990 
i.d.g.F. die Aufnahme des Tagesordnungspunktes  
 

„Beratung über den Ankauf eines E-Autos für Essen auf Rädern“ 
 
beantragt. 
 
Der Antrag lautet wie folgt: 
 
In der Sitzung des Ausschusses für Familie/Bildung/Soziales am 09.05.2023 wurde im einzigen 
Tagesordnungspunkt die Auswahl eines Fahrzeuges für Essen auf Rädern behandelt. Die Beratung 
hat gezeigt, dass die Ausschussmitglieder übereinstimmen, dass eine Anschaffung eines 
elektrischen Neuwagens z.B. Renault KANGOO VAN E-TECH ELECTRIC laut beiliegender Kosten- 
und Förderaufstellung am wirtschaftlichsten wäre. In der Aufstellung ist eine Klimaaktivförderung 
von 6000€ und ein 50% Zweckzuschuss gemäß § 2 (Energiesparmaßnahmen KIG 2023) 
vorgesehen. Lt. BGM Kirchsteiger der beim Ausschuss anwesend war, sind die gesamten 
Zweckzuschüsse des KIG 2023 bereits „verstellt“ und eine Obergrenze der einmaligen 
Investitionskosten seitens der Gemeinde mit 15.000€ beschränkt und damit eine Finanzierung eines 
E-Autos dieser Preisklasse nicht möglich. 
Die Anschaffung eines Autos mit Verbrennungsmotor ist lt. KIG 2023 in keiner Weise 
förderungsfähig, somit würde die Gemeinde Geboltskirchen sowohl auf die 50% Zweckzuschüsse 
des KIG 2023 verzichten als auch die 6000 € des Klimafonds. 
 
Neben den wirtschaftlichen Vorteilen, würde ein E-Auto zur Reduktion des CO2 Ausstoßes beitragen 
und die Gemeinde Geboltskirchen würde damit einen weiteren Beitrag zur Erreichung der Klimaziele 



 

Gemeinderat 25.05.2023 
Seite 9 von 12 

 

setzen. Zudem würde es zukünftige klimaschonende Nutzungsmöglichkeiten innerhalb der 
Gemeinde erlauben. 
 
Der Gemeinderat möge beschließen: 
Der Gemeinderat sollte die Finanzierung in der heutigen Sitzung diskutieren und bei Finanzierbarkeit 
den Kauf eines neuen E-Autos gegenüber eines Verbrenners für Essen auf Rädern beschließen. 
Der Ausschuss für Familie/Bildung/Soziales sollte das konkrete E-Automodell festlegen und mit der 
Umsetzung (Ladezeiten, Übergabe, Vergünstigungen etc.) betraut werden. 
 
 

Beratungsverlauf: 
 
Nach der Sitzungsunterbrechnung leitet Bgm. Friedrich Kirchsteiger zum Tagesordnungspunkt 2 
über und bringt dem Gremium den Amtsvortrag zur Kenntnis. 
 
GR Gerhard Gebetsroither möchte auf den zugrundeliegenden Erstantrag seiner Fraktion über den 
Ankauf eines Fahrzeuges von Essen auf Rädern verweisen. Die fraktionsinternen Beratungen haben 
ergeben, dass die Antriebsart unwesentlich ist. Wichtig ist, dass ein vernünftiges Fahrzeug 
angekauft wird. Alle jetzt laufenden Diskussionen sind seiner Meinung nach ein reines Politikum. 
Man könnte auch über die Abbaubedingungen von Kobalt und den enormen Wasserverbrauch bei 
den Salzseen in Chile und vieles mehr diskutieren. 
 
GR DI (FH) Wolfgang Angleitner merkt zu seinem Vorredner an, dass er sich mit der Formulierung 
seiner Argumentation nicht identifizieren kann bzw. diese nicht ganz nachvollziehbar ist. Er plädiert 
nun dafür gemeinsam für diese Aktion zu stimmen, da im Ausschuss die Tatsachen etwas 
verschoben dargestellt wurden. 
 
GR Harald Frauscher erklärt, dass der Grundsatzantrag absolut unterstützenswert ist. Die 
Anschaffung eines Autos für Essen auf Rädern wird von seiner Fraktion von Beginn an unterstützt, 
jedoch die Anschaffung eines E-Autos wird aus mehrfach genannten Gründen nicht mitgetragen. Es 
sollten vorher die Zusteller noch gefragt werden welches Fahrzeug sich möchten. Deshalb wird sich 
die FPÖ-Fraktion bei der Abstimmung auch der Stimme enthalten. 
 
Vbgm. Rudolf Waldenberger würde den Antrag gerne so formuliert haben, dass das Gemeindeamt 
die Angebote einholen sollte, ergänzt um die besprochenen Ausstattungsergänzungen. Die 
Auftragsvergabe kann dann über den Gemeindevorstand auf kurzem Wege erfolgen.  
 
In Abstimmung mit Bgm. Friedrich Kirchsteiger formuliert Vbgm. Rudolf Waldenberger den Antrag 
über den Ankauf eines E-Autos für Essen auf Rädern. 
 
 

Antrag: 
 
Vbgm. Rudolf Waldenberger beantragt im Sinne seiner vorherigen Ausführungen die Zustimmung 
für die Anschaffung eines E-Fahrzeuges für Essen auf Räder mit der Zusatzausstattung einer 
Klimaanlage, Rückfahrkamera und eines höhenverstellbaren Fahrersitzes. Ca. € 15.000,-- sollen 
dafür aus den KIG 2 – Mitteln verwendet werden. 
 
 

Beschluss: 
 
Dem Antrag wird mittels Handzeichen zugestimmt. 
 
Zustimmungen: 15 
Enthaltungen: 4  / GR Josef Steininger, GR Harald Frauscher, GR Robert Emmer, GR Armin 
Frauscher (Enthaltungen sind gemäß § 51 Abs. 2 Oö. GemO als Verneinung zu bewerten) 
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3. Allfälliges - Anfragen - Anregungen 
 
Beratungsverlauf: 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger erinnert an die Besichtigung der Fernwärme in Haag am 06. Juni 2023 
um 19:00 Uhr. Bitte die Teilnahme am Gemeindeamt bis 01.06.2023 bekannt geben. 
 
GR DI (FH) Wolfgang Angleitner informiert, dass Gustav Uttenthaler, Stefan Kastner und er eine 
Energiegemeinschaft gegründet haben und mit zwei Photovoltaik-Anlagen werden 4 Zählpunkte 
versorgt. Sie sind derzeit in der „Testphase“ und sammeln Erfahrungen in der Handhabung. Falls 
dies ein interessantes Thema für den Umweltausschuss wäre, sind sie gerne bereit dies dort 
vorzustellen. 
 
Vbgm. Rudolf Waldenberger berichtet vom Wasserverband, dass der Badeseekiosk für nächstes 
Jahr zur Neuverpachtung ausgeschrieben wird. Die Parkplatzüberwachung wurde neu vergeben 
und die Kontrollen werden wieder vermehrt durchgeführt. 
 
Weiters berichtet er von einer Info-Veranstaltung mit LH-Stv. Mag. Christine Haberlander über die 
geplanten Änderungen im Kinderbetreuungsgesetz. Da der Kinderbetreuungssektor ja schon einmal 
kurz vor dem Streik stand, wurde gemeinsam mit der Landesregierung, dem OÖ. Gemeindebund 
und der Gewerkschaft ein gutes Paket für die Bediensteten umgesetzt. Nun steht eine weitere 
Novellierung an, die sich gerade in der Begutachtungsphase befindet und auch Auswirkungen auf 
unseren Kindergarten haben wird. Es soll nämlich schrittweise die Gruppengröße verkleinert und die 
Vorbereitungszeit erhöht werden. In der Nachmittagsbetreuung wird künftig dann ein Angebot ab 
drei Kindern anzubieten sein. Aus diesem Grund hat er nach den Grundlagen des § 63a der 
Gemeindeordnung eine Anfrage an den Bürgermeister formuliert, um sich einfach einen Überblick 
über die Kinder- und Gruppenanzahl zu verschaffen. 
 
GR Rudolf Haginger berichtet, dass die ersten Betonspuren bereits umgesetzt wurden und gut 
gelungen sind. Weiters informiert er über den voranschreitenden Baufortschritt bei der 
Aufbahrungshalle. 
 
GR DI (FH) Wolfgang Angleitner stellt die Anfrage ob es richtig ist, dass im kommenden Jahr der 
Nachmittag im Kindergarten nicht mehr angeboten wird. 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger erklärt, dass er angeboten bzw. die Abfrage durchgeführt wurde, jedoch 
die erforderliche Mindestkinderanzahl nicht erreicht worden ist. 
AL Herbert Bischof ergänzt, falls sich noch ein entsprechender Mehrbedarf ergibt, können wir im 
Herbst diesen Nachmittag selbstverständlich wieder durchführen, da ja die Personalkapazität 
vorhanden ist. 
 
GR DI Günter Humer beantragt die Änderung bzw. Ergänzung der Verhandlungsschrift vom                         
23. März 2023 zu Tagesordnungspunkt 1 dahingehend, dass beim Antrag auch der Zusatz „zuerst 
das angebotene Gespräch zu suchen“ aufgenommen werden sollte da dies so besprochen wurde 
und auch in der Praxis so gehandhabt wird. 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger ergänzt, dass bereits ein Gesprächstermin vereinbart wurde.   
 
Antrag: 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt die Änderung der Verhandlungsschrift vom 23. März 2023 
gemäß der Wortmeldung von GR DI Günter Humer. Der Gemeinderat möge folgenden Beschluss 
fassen: Zuerst das angebotene Gespräch zu suchen und gegebenenfalls resultierend aus dem 
Ansuchen (Anregung) auf Abänderung des Flächenwidmungsplanes Nr. 4, bezogen auf die 
Grundstücke 188 und 190, je KG 44108 Geboltskirchen, die angefallenen Kosten des Ortsplaners 
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pauschaliert auf € 7.000,-- (sofern nach Erstattung eines anwaltlichen Anforderungsschreibens 
keine Zahlung erfolgt) klageweise geltend zu machen. 
 
Abstimmung: 
Der Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen angenommen. 
 
 
GR DI Günter Humer teilt mit, dass er nun nach mehr als 20 Jahren im Gemeinderat mit Juni 2023 
sein Mandat zurücklegen wird, um so für die jüngere Generation Platz zu machen. Es war für ihn 
eine interessante Zeit in der einiges für die Gemeinde umgesetzt wurde. 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger sagt Danke für das Mitwirken und Mitgestalten in den vergangenen 
Jahren und wünscht alles Gute für die Zukunft. Die Politik soll ja nicht ein Mittel zum Selbstzweck 
sein, sondern versuchen für die Allgemeinheit zu wirken. 
 
GR Gerhard Gebetsroither regt an, dass gewisse Personen im Gemeinderat darüber nachdenken 
sollten, welche Vorwürfe sie im Zuge einer Sitzung zum besten geben. Er ist der Ansicht, dass der 
Gemeinderat eine Institution ist, in der man mit Ausdrücken wie Lüge etwas vorsichtiger umgehen 
sollte, auch wenn solche Begriffe aus der Emotion heraus geäußert werden.  
 
 
 

 

Genehmigung der Verhandlungsabschrift über die letzte Sitzung 

 
Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die 
letzte Sitzung vom 23. März 2023 wurden Einwendungen erhoben. 
 
 
Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht 
mehr vorliegen schließt der Vorsitzende die Sitzung um 21:25 Uhr. 
 
 
 
 
 
__________________________________ __________________________________ 
 (Vorsitzender) (Schriftführer) 
 
 
Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsabschrift in 
der Sitzung vom _____________________ keine Einwendungen erhoben wurden, über die 
erhobenen Einwendungen der beigeheftete Beschluss gefasst wurde und diese 
Verhandlungsschrift daher im Sinne des § 54 (5) Oö. GemO 1990 als genehmigt gilt. 
 
 
 
Geboltskirchen, am ____________________ 
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____________________________________ 
(Vorsitzender) 

 
 
 
 
 
 
____________________________________ _________________________________ 
 (Gemeinderat ÖVP) (Gemeinderat SPÖ) 
 
 
 
 
 
____________________________________ _________________________________ 
 (Gemeinderat FPÖ) (Gemeinderat GRÜNE) 
 
 
 
 
 
 
 
 


